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Prüfungsteil 2 (60 Minuten)

Bankwirtschaft – programmierte Aufgaben

- 25 Fragen -

Bitte beachtet bei der Bearbeitung die folgenden Punkte:

1. Arbeitet die Fragen sorgfältig durch und streicht euch wichtige Begriffe an.

2. Ihr habt ca. 2 Min. für jede Frage Zeit. Aber nicht alle Fragen lassen sich in dieser Zeit lösen. Stellt deshalb im ersten Durchgang die Fragen zurück, die eine längere Bearbeitungszeit benötigen.

3. Nach ca. 25 Min. (ca. 10:10 Uhr) solltet ihr etwa die Hälfte der Fragen bearbeitet haben.

4. Wenn ihr euch an den Zeitplan gehalten habt, bleiben euch zum Schluss noch ca. 10 Minuten zur Nacharbeit. 

Viel Erfolg bei der Bearbeitung der Aufgaben.

Zu Ihnen kommt der neue Vorstand des Jugendorchesters Hirschaider Blech e.V., Herr Niklas Note. Er wurde vor zwei Tagen neu gewählt und löst Frau Andrea Alt ab.

Ihnen liegt ein Vereinsregisterauszug vor, der die Änderungen noch nicht beinhaltet. Hier die Daten:

Verein: Hirschaider Blech e.V.

Vorstand: 1. Vorstand Andrea Alt, 2. Vorstand Theodor Trompete, Kassierer und 3. Vorstand Siegfried Spar

Rechtsverhältnisse: Vertreten wird der Verein jeweils gemeinsam durch den 1. und 2. Vorstand bzw. den 1. und 3. Vorstand. 

Frage 1 (3 Punkte)

Herr Note möchte wissen, ob er 2.000,00 EUR von dem Konto des Vereins abheben kann. Wie antworten Sie auf seinen Wunsch richtig?

1. „Leider kann ich Ihnen die 2.000,00 EUR nur auszahlen, wenn ein anderer Vorstand (Alt, Trompete oder Spar) zusammen mit Ihnen die Abhebung vornimmt.“

2. „Solange kein neuer Vereinsregisterauszug vorliegt, der Sie als Vereinsvorstand ausweist, können Sie nicht über das Konto verfügen.“

3. „Wenn ein anderer Vorstand eine Haftungserklärung abgibt, können Sie selbstverständlich über das Konto verfügen.“

4. „In der jetzigen Situation können nur Herr Trompete oder Herr Spar über das Konto verfügen.“

	


5. „Zusammen mit einem anderen Vorstand können Sie über das Konto verfügen. Allerdings benötige ich zusätzlich noch das unterschriebene Protokoll der Wahlsitzung.“

Frage 2 (4 Punkte) 

Der Verein zieht seine Mitgliedsbeiträge per Lastschrift  (Einzugsermächtigung) ein. Herr Note lässt sich von Ihnen dieses Verfahren erklären. Welche der folgenden Antworten trifft auf die Einzugsermächtigung zu?

1. Die Vereinsmitglieder müssen dem Verein eine schriftliche Ermächtigung geben, dass der Verein von den Konten der Mitglieder Beträge einziehen darf.

2. Die Mitglieder können der Belastung binnen sechs Wochen ab Buchungstag widersprechen.

3. Eine Rückgabe der Lastschrift mangels Deckung ist nicht möglich. Damit ist die Zahlung für den Verein sicher.

4. Nachdem die Vereinsmitglieder ihrer jeweiligen Bank die Ermächtigung gegeben haben, kann der Verein die entsprechenden Beträge einziehen.

5. Die Bank des Vereins hat das Recht, sich die schriftlichen Ermächtigungen vom Verein vorlegen zu lassen. 

6. Diese Lastschriftart zeichnet sich dadurch aus, dass die Mitglieder der Belastung nicht widersprechen können.

	

	


Frage 3 (6 Punkte)

Herr Note will auch wissen, warum die Bank eigentlich eine Legitimationsprüfung bei ihm durchführt. Welche Ihrer Erklärungen trifft hier zu?

1. „Nach § 1 des Kreditwesengesetzes muss von jedem Kontoinhaber eine Legitimationsprüfung durchgeführt werden.“

2. „Das Geldwäschegesetz verlangt bei auf Dauer angelegten Geschäftsbeziehungen eine Legitimationsprüfung der Vertretungsberechtigten.“

3. „Die Vorschriften zum Vereinsrecht zwingen die Bank, von allen Vertretungsberechtigten eines Vereins in regelmäßigen Abständen eine Legitimationsprüfung vorzunehmen.“

4. „Aus Gründen einer gerechten Besteuerung verlangt die Abgabenordnung die Legitimationsprüfung von Kontoinhabern und Bevollmächtigten.“

5. „Aus dem Geschäftsbesorgungsvertrag heraus muss die Bank die Interessen des Kunden wahren. Dazu gehört auch, dass sie keine Abhebungen durch Unberechtigte zulässt.“

6. „Die Rechnungslegungsverordnung lässt eine Bilanzierung als Sichteinlage nur zu, wenn die Bank die Legitimationen der Vertretungsberechtigten prüft.“

7. „Grundlage für die Legitimierung sind die Vorschriften des BGB zum Girokonto.“

	

	

	


Bereits aus der Tageszeitung haben Sie erfahren, dass Ihr Kunde Adam Alt verstorben ist. Jetzt kommt seine Frau Gertrud Alt zu Ihnen und möchte beraten werden.

Frau Alt bringt einen beglaubigten Erbschein mit, aus dem Sie folgendes erkennen können:

- Gertrud Alt = ½ Erbteil

- Benjamin Alt = ¼ Erbteil

- Susanne Teil, geb. Alt = ¼ Erbteil.

Den Kontenspiegel haben Sie sich bereits ausgedruckt. Folgende Konten liegen vor:

- Girokonto Adam und Gertrud Alt (Oder-Konto) = H 2.400,00 EUR

- Sparkonto Adam Alt = H 25.000,00 EUR

- Darlehen für eine Autofinanzierung Adam Alt = S 3.500,00 EUR

- Vertrag zu Gunsten Dritter für die Enkeltochter Anne Alt = H 1.800,00 EUR

Frage 4 (3 Punkte)

Welche Aussage zum Nachlasskonto ist richtig.

1. Bereits ab der Veröffentlichung der Todesanzeige ist die Bank verpflichtet das Sparkonto als Nachlasskonto zu führen.

2. Da die Ehegattin des Kontoinhabers noch lebt, müssen keine Konten umgeschrieben werden.

3. Nur auf Antrag mindestens eines Erben werden Konten als Nachlasskonten geführt.

4. Ein Umschreibung auf Nachlasskonten geschieht dann, wenn z.B. durch eine Sterbeurkunde der Tod des Kontoinhabers bewiesen ist.

5. Konten werden so lange als Nachlasskonten geführt, bis einer der Erben – in unserem Fall die Ehegattin – sich als Erbe legitimiert.

	


Frage 5 (6 Punkte)

Welche Aussagen zur Erbfallmeldung an das Finanzamt sind in unserem Fall richtig?
1. Da die Guthaben in unserem Fall die Meldegrenze deutlich überschreiten, muss eine Erbfallmeldung erfolgen.

2. Konten, für die eine Drittbegünstigtenvereinbarung getroffen wurde (Vertrag zu Gunsten Dritter), werden nicht gemeldet.

3. Um festzustellen, ob die Meldegrenze von 1.200,00 EUR überschritten ist, werden von den Guthaben die Sollbestände auf z.B. Darlehenskonten abgezogen.

4. Das Guthaben auf dem Gemeinschaftskonto wird bei der Ermittlung des Nachlassvermögens nur zur Hälfte angerechnet, weil die andere Hälfte der überlebenden Ehegattin gehört.

5. Ist der Tod des Kunden der Bank z.B. durch Vorlage einer Sterbeurkunde bekannt, muss die Erbfallmeldung innerhalb eines Monats ab diesem Termin erfolgen.

6. Nicht meldepflichtig sind die auf dem Sparkonto rechnerisch angefallenen Zinsen. 

	

	


Frage 6 (6 Punkte)

Frau Alt möchte über die Guthaben auf den Konten verfügen. Welche der folgenden Aussagen von Ihnen ist dazu richtig?

1. „Leider können wir im Moment keine Verfügungen zulassen, da die restlichen Erben noch nicht legitimiert sind.“.

2. „Über das Gemeinschaftskonto können Sie verfügen, so lange die restlichen Erben nicht widersprechen.“  

3. „Nach Erbenlegitimation und persönlicher Legitimation können Sie zusammen mit Ihren Kindern (also den anderen Erben) über das Sparkonto verfügen.“

4. „Über das Guthaben auf dem Sparkonto können Sie verfügen, wenn Sie das Geld benutzen, um damit Kosten der Beerdigung zu bezahlen. Am besten Sie bringen die entsprechende Rechnung mit.“

5. „Bei dem Girokonto handelt es sich rechtlich um ein Und-Konto, denn in der Kontobezeichnung steht ja Adam und Gertrud Alt Da die anderen Erben jetzt die Stelle Ihres verstorbenen Mannes einnehmen, können Sie über dieses Konto nur zusammen mit den anderen Erben verfügen.“ 

6. „Rechtlich müssen bei Verfügungen mindestens 75 % der Erbschaft (in EUR) vertreten sein. Damit können Sie zusammen mit einem Ihrer Kinder (Erben) über z.B. das Sparkonto verfügen.“

7. „Da Sie sich als Erbe legitimiert haben, können Sie in Höhe Ihres Erbanteils – hier ½ - über die Konten verfügen. Höhere Verfügungen sind nur zusammen mit den anderen Erben möglich.“

	

	

	


Frage 7 (3 Punkte)

Frau Arm fragt auch nach, wie die Situation nach dem Todesfall für den Vertrag zu Gunsten Dritter (Sparkonto für Enkelkind Anne Alt) ist. Welche Aussage trifft hier zu?

1. Gesetzlich vorgeschrieben ist, dass die Vertragsbedingungen dieser Verträge so gestaltet sind, dass das Guthaben mit dem Todesfall des Schenkers auf den Beschenkten übergeht.

2. Entscheidend ist die eingetragene Übergangsbedingung. Soll z.B. das Guthaben mit Erreichen des 18. Lebensjahres von Anne übergehen und Anne hat dieses Alter noch nicht erreicht, fällt das Guthaben automatisch in die Erbschaft zurück.

3. Haben die Eltern von Anne den Vertrag mit unterschrieben, dann liegt eine Annahme des Schenkungsangebots vor. Somit haben die Erben keinen Rechtsanspruch auf das Guthaben mehr.

4. Für diesen Fall – Tod des Kontoeröffners – sehen die Vertragsbedingungen die Eintragung eines Ersatzbegünstigten vor.

5. Im Zweifel haben die Erben immer ein Recht auf Widerspruch. In der Praxis wird dieses Recht aus verständlichen Gründen aber selten in Anspruch genommen.

	


Jens Müller, 17 Jahre alt, hat im September mit der Ausbildung zum Mechatroniker bei der Mosch GmbH in Nürnberg begonnen. Erst jetzt hat er erfahren, dass er evtl. Anspruch auf staatliche Unterstützungen beim Sparen hat. Er kommt zu Ihnen in die Beratung und bittet um Ihre Hilfe. 

Frage 8 (9 Punkte)

Sie erklären ihm die einzelnen Möglichkeiten. Welche Aussage zu der jeweiligen Möglichkeit ist nicht richtig wiedergegeben?

Arbeitnehmersparzulage auf einem Bausparvertrag

1. „Das zu versteuernde Einkommen darf bei Ihnen 17.900,00 EUR nicht übersteigen.“

2. „Sie gehören zum unterstützten Personenkreis, da sie das 16. Lebensjahr überschritten haben.“ 

3. „Die Zahlungen müssen durch den Arbeitgeber erfolgen, auch wenn er nur Zuschüsse zu den Sparleistungen gibt.“

4. „Die Arbeitnehmersparzulage beträgt 10 % auf die maximale unterstützte Sparleistung pro Jahr.“

5. „Arbeitnehmersparzulagenunschädlich können Sie über die angesparten Beträge erst sieben Jahre nach Vertragsabschluss verfügen.“

	


Arbeitnehmersparzulage auf einen Wertpapiersparvertrag

1. „Das zu versteuernde Einkommen darf bei Ihnen 17.900,00 EUR nicht übersteigen.“

2. „Sie sind Arbeitnehmer im Sinne des 5. VermBG und damit zulagenberechtigt.“ 

3. „Unterstützt werden z.B. Investmentfonds, wenn der Aktienanteil mindestens 60 % beträgt.“

4. „Die Arbeitnehmersparzulage beträgt 10 % auf die maximale unterstützte Sparleistung pro Jahr.“

5. „Zahlt der Arbeitgeber einen Teil oder die gesamte Sparleistung, gehören diese Beträge zu Ihrem steuerpflichtigen Einkommen.“

	


Wohnungsbauprämie auf einem Bausparvertrag

1. „Das zu versteuernde Einkommen darf bei Ihnen 25.600,00 EUR nicht übersteigen.“

2. „Sie gehören zum unterstützten Personenkreis, da sie das 16. Lebensjahr überschritten haben.“ 

3. „Die Prämie beantragen Sie bei Ihrer Bausparkasse, an die ja auch die prämienbegünstigten Leistungen gezahlt wurden.“

4. „Die Wohnungsbauprämie beträgt 10 % auf maximal 512,00 EUR Sparleistung pro Jahr.“

5. „Nach Ablauf der Sperrfrist steht Ihnen neben der Ansparsumme auch ein zinsgünstiges Darlehen für Ihre Anschaffungen (z.B. PKW) zur Verfügung.“

	


Frage 9 (3 Punkte)

Jens entscheidet sich am 17. September 2003 zur Anlage auf einem Wertpapiersparvertrag. Ab Oktober erfolgen die Zahlungen der Sparleistungen. An welchem Datum kann er frühestens arbeitnehmersparzulagenunschädlich über das Guthaben verfügen?

Tragen Sie das Datum folgendermaßen ein: z.B. 170903.

	
	
	
	
	
	


Frage 10 (4 Punkte)

Jens möchte wissen, wie hoch die jährliche Unterstützung durch den Staat in EUR ist, wenn er die Voraussetzungen für alle Unterstützungen hätte und er die entsprechenden unterstützungsfähigen Höchstbeträge pro Jahr einzahlt. 

	
	
	
	,
	
	


Paul Pfiffig ist ein allein stehender vermögender Kunde, der folgende Anlagen bei uns führt:

- Sparbuch mit Standardkündigungsfrist, 3.100,00 EUR, 1,5 %

- Sondersparform mit halbjährlicher Kündigungsfrist, 12.000,00 EUR, 2,5 %

- Inhaberschuldverschreibungen der Bank, 20.000,00 EUR, 4 %, 5 Jahre Restlaufzeit

- Bundesanleihen, 10.000,00 EUR, 4,5 %, 9 Jahre Restlaufzeit

- Hypothekenpfandbriefe, 10.000,00 EUR, 4,7 %, 8 Jahre Restlaufzeit

Frage 11 (3 Punkte) 

Hypothekenpfandbriefe haben Sie dem Kunden als sichere Wertpapiere verkauft. Welches Sicherheitsmerkmal trifft auf diese Wertpapiere nicht zu?

1. Darlehensnehmer bei diesen Wertpapieren ist eine Kommune, z. B. ein Bundesland. Die Steuerkraft dieser Kommune sichert das Wertpapier ab.  

2. Die im Umlauf befindlichen Wertpapiere werden durch Grundpfandrechte abgesichert.

3. Die Hypothekenbank verwendet die Mittel für Realdarlehen. Dabei darf die Beleihung die ersten drei Fünftel des Grundstückswertes nicht übersteigen.

4. Die zur Deckung verwendeten Hypotheken werden in ein Deckungsregister eingetragen.

5. Ein Treuhänder überwacht die Einhaltung der Vorschriften über die ordnungsgemäße Deckung von Hypothekenpfandbriefen.

	


Frage 12 (4 Punkte)

Gehen Sie davon aus, dass alle Anlagen über das Jahr sowohl im Bestand als auch im Zinssatz gleich geblieben sind. Der Kunde hat die Zinserträge mit dem höchstmöglichen Freibetrag freigestellt. Wie hoch ist die Zinsgutschrift am Ende des Jahres insgesamt?

	
	
	
	
	,
	
	


Frage 13 (4 Punkte) 

Im Handelsblatt hat der Kunde Bundesanleihen zu einem Zinssatz von 5,5 % gesehen, deren Kurswert bei 102,4 % lag. Die Restlaufzeit betrug exakt 2 ½ Jahre. Wie hoch ist die Rendite bei diesem Wertpapier? Kosten bleiben dabei unberücksichtigt.

	
	,
	
	


Frage 14 (3 Punkte)

Ebenfalls im Handelsblatt hat der Kunde gelesen, dass das Zinsniveau in der Bundesrepublik in der Zukunft wieder steigen wird. Er fragt, welche Auswirkungen diese Änderung auf seine Wertpapiere hat? Welche Antwort gibt die mögliche Entwicklung richtig wieder.

1. „Da Sie in Ihrem Depot keinen Floater haben, werden weder Zinsen noch Kurse sich verändern.“

2. „Bei festverzinslichen Wertpapieren kommt es zu keinen Kursveränderungen, da sie am Ende zu 100 % zurückgenommen werden.“

3. „Steigende Zinsen am Markt sorgen für ein Ansteigen der Kurse von festverzinslichen Wertpapieren, denn die Nachfrage nach diesen Papieren steigt.“

4. „Die Kurse Ihrer Papiere werden fallen, denn der Kurs gleicht den Zinsverlust aus.“

5. „Kursänderungen bei festverzinslichen Wertpapieren – hier Kurssenkungen – können nur vorkommen, wenn die Bonität des Emittenten sinkt.“

	


Frage 15 (4 Punkte) 

Da der Kunde erwägt, weitere festverzinsliche Wertpapiere zu kaufen, bieten Sie ihm ein Wertpapier an, das unter Pari gehandelt wird. Welchen Grund könnten Sie für diese Empfehlung haben?

1. Diese Papiere sind interessant, wenn es sich um Kurzläufer (unter drei Monaten) handelt. Dann bleibt der Ertrag, der durch die Rücknahme zu 100 entsteht, steuerfrei.

2. Der niedrige Zins dieser Wertpapiere unterliegt der Zinsabschlagsteuer. Der Kursgewinn bleibt aber steuerfrei, wenn der Kunde das Papier länger als ein Jahr hält. Damit liegt die Rendite nach Steuern wahrscheinlich höher, als bei Papieren, die zu 100 gehandelt werden.

3. Durch dieses Papier entsteht für den Kunden ein Verlust. Den kann er aber von seinen Gewinnen im selben Jahr  abziehen. Dies ist interessant, wenn dadurch der Gesamtgewinn unter 512,00 EUR fällt. Dann bleiben nämlich die Gewinne unversteuert. 

4. Diese Empfehlung wird in der Praxis nur gegeben, wenn der Freistellungsauftrag ausgenutzt ist. Ansonsten würden die Kursgewinne das Freistellungsvolumen übermäßig strapazieren.

5. Ein Handel unter Pari deutet auf hohe Zinsen hin. Ist das der Fall, würden die Zinseinnahmen des Kunden steigen.

	


Frage 16 (3 Punkte)

Herr Pfiffig interessiert sich auch für Wandelschuldverschreibungen, weil er gelesen hat, dass die Siemens AG ein solches Wertpapier emittiert. Welche Erklärung trifft auf die Wandelschuldverschreibung zu?

1. Gehandelt werden an der Börse so genannte „volle Stücke“, „leere Stücke“ und der Bezugsschein (warrant).   

2. Die Wandelschuldverschreibung beinhaltet Bezugsrechte, die der Wertpapierinhaber innerhalb einer vorgegebenen Bezugsfrist in Aktien tauschen kann.

3. Besonders spekulativ ist der Bezugsschein (warrant). 

4. Voraussetzung für die Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen ist eine genehmigte Kapitalerhöhung. Diese muss die maximal mögliche Kapitalerhöhung vorsehen.

5. Das Wertpapier sieht den Tausch eines festverzinslichen Wertpapiers in Aktien vor. Beachten muss man dabei das Wandlungsverhältnis.

	


Das Ehepaar Hall beabsichtigt ein Haus zu kaufen. Von einem Baubetreuer liegt ihnen ein Angebot vor. Der Festpreis einschließlich aller Nebenkosten beträgt 224.000,00 EUR. Das Haus ist bereits fertig gestellt und kann so schnell wie möglich bezogen werden. 

Eine erste Schätzung ergibt einen Bau- und Bodenwert von 205.000,00 EUR.

Persönliche Daten: Heinz Hall ist Ingenieur und hat ein monatliches Nettoeinkommen von 2.613,00 EUR. Seine Frau ist zurzeit nicht beschäftigt, weil sie sich um die Erziehung der zwei minderjährigen Kinder bekümmert. 

Halls haben 50.000,00 EUR Vermögen, das zur Finanzierung eingesetzt werden kann. Außerdem liegt ein fälliger Bausparvertrag über 100.000,00 EUR vor. Daten hierzu: 50/50, 6 ‰ , 3,5 % Zins. 

Die Restfinanzierung soll über ein Bankdarlehen erfolgen. Konditionen: Realdarlehen bis zu 60 % = 4,3 %, Personaldarlehen bis zu 80 % = 4,8 %. Anfängliche Tilgung jeweils 2 %. Das Darlehen kann auch aufgeteilt werden.

Frage 17 (4 Punkte)

Wie hoch wäre nach den obigen Angaben die monatliche Belastung der Eheleute Hall (ohne staatliche Förderungen)? 

	
	
	
	,
	
	


Frage 18 (4 Punkte)

Welche stattlichen Förderungen pro Monat können die Eheleute Hall nach dem Eigenheimzulagengesetz erwarten? 

	
	
	
	,
	
	


Frage 19 (6 Punkte)

Sie schlagen Herrn Hall vor, noch einen zusätzlichen Bausparvertrag über 50.000,00 EUR abzuschließen, den die Bank dann vorfinanzieren würde. 

Bringen Sie zu diesem Vorschlag die folgenden Schritte in die zeitlich richtige Reihenfolge. Gehen Sie dabei davon aus, dass der Bausparvertrag abgeschlossen wurde.

Abtretung des Auszahlungsanspruches gegen die Bausparkasse und Eintragung einer Grundschuld.

	


Auszahlung des Bausparguthabens und des Darlehens um die Vorfinanzierung (Darlehen über 

50.000,00 EUR) abzulösen.

	


Zinszahlungen für den Kredit. Gleichzeitig werden regelmäßige Sparraten auf den Bausparvertrag geleistet.

	


Auszahlung des Darlehens über 50.000,00 EUR.

	


Zahlung von Zins und Tilgung für das Bauspardarlehen.

	


Der Bausparvertrag wird zuteilungsreif.

	


Frage 20 (3 Punkte)

Durch den Kauf des Grundstücks einschl. Gebäude ergeben sich Veränderungen im Grundbuch. Welche der folgenden Veränderungen ist falsch wiedergegeben?

1. Durch den Verkauf ändert sich in der Aufschrift die Blattnummer.

2. Zur Absicherung der Darlehen werden im 3. Teil, Abteilung III Grundschulden eingetragen.

3. Zwischenzeitlich wurde wahrscheinlich eine Auflassungsvormerkung im 3. Teil, Abteilung II eingetragen.

4. Im 3. Teil, Abteilung I wurden die neuen Eigentümer eingetragen.

5. Ebenfalls im 3. Teil, Abteilung I steht unter „Grundlage der Eintragung“ der Rechtsbegriff Auflassung.

	


Die Sanitärgroßhandel GmbH in Goslar beabsichtigt Fliesen von einem italienischen Hersteller in Rimini zu kaufen. Da dieses Geschäft das erste mit einem ausländischen Exporteur ist, stellt der Geschäftsführer Karl Reinecke einige Fragen.

Frage 21 (3 Punkte)

Als erstes zeigen Sie Herrn Reinecke die möglichen Risiken dieses Geschäfts auf. Welches der genannten Risiken entsteht bei diesem Geschäft nicht?

1. Transportrisiko

2. Kursrisiko 

3. Nichtlieferung

4. Lieferungsverzug

5. Risiko der Beschlagnahme

	


Frage 22 (3 Punkte)

Da die Waren wahrscheinlich per Schiff transportiert werden, sprechen Sie auch das Konnossement an. Welche Aussage trifft auf dieses Papier nicht zu?

1. Es ist ein Wertpapier, das die schwimmende Ware verkörpert. 

2. Durch den Zusatz shipped on board wird bestätigt, dass die Ware bereits auf dem genannten Schiff verladen wurde.

3. Für das Konnossement ist die Abkürzung B/L gebräuchlich.

4. Stellt der Exporteur an das Konnossement die Anforderung „full set“, wird die Ware nur gegen alle Originale ausgeliefert. 

5. Durch das Konnossement kann die schwimmende Ware bereits sicherungsübereignet werden.

	


Frage 23 (3 Punkte)

Als Sie dem Kunden die EU-Standardüberweisung erklären, fällt auch die Abkürzung IBAN. Welche Erklärung beschreibt diesen Begriff richtig?

1. Es ist die internationale Bankenkennung der jeweiligen Bank. 

2. IBAN ersetzt den S.W.I.F.T.-Code und ermöglicht, die schnelle Weitergabe von Daten und Nachrichten zwischen in- und ausländischen Banken.

3. IBAN ist das Zahlungssystem des ESZB und wird bei grenzüberschreitenden Überweisungen in EUR im EUR-Land eingesetzt.

4. IBAN ist ein neues bankübergreifendes europäisches Abrechnungssystem, das im Massenzahlungsverkehr eingesetzt wird.

5. IBAN ist ein einheitliches Nummernsystem, das die eindeutige Identifikation von Bank und Kontonummer ermöglicht.

	


Frage 24 (3 Punkte)

Auch das Akkreditiv sprechen Sie an und erklären den Ablauf. Welche der beteiligten Personen oder Banken ist dabei falsch erklärt?

1. Der Auftraggeber ist der Importeur.

2. Die eröffnende Bank gibt das Zahlungsversprechen ab. Dies ist in der Regel die Bank des Exporteurs.

3. Die bestätigende Bank gibt zusätzlich zur eröffnenden Bank ein Zahlungsversprechen ab.

4. Die avisierende Bank benachrichtigt den Begünstigten über die Akkreditiveröffnung.

5. Gegenüber dem Exporteur wird das Zahlungsversprechen abgegeben.

	


Frage 25 (3 Punkte)

Zum Schluss möchte Herr Hall noch wissen, mit welcher Gutschrift in EUR er bei einem seiner privaten Wertpapiergeschäfte (Verkauf von Anleihen) rechnen kann. 

Hier die Daten zu dem Geschäft: USD-Anleihen im Nennwert von 6.000,00 USD, aktueller Kurs der Anleihe 101,5 %, Devisenkurse 1,1244 / 1,1304. 

	
	
	
	
	,
	
	


- Lösungen -

	Frage
	Antworten

	1
	5

	2
	1 – 5

	3
	2 – 4 – 5

	4
	4

	5
	1 – 5

	6
	2 – 3 – 4

	7
	3

	8
	2 – 4 – 5

	9
	010110

	10
	180,80

	11
	1

	12
	1919,17

	13
	4,43

	14
	4

	15
	2

	16
	5

	17
	988,50

	18
	340,83

	19
	1 – 5 – 3 – 2 – 6 – 4

	20
	1

	21
	2

	22
	4

	23
	5

	24
	2

	25
	5387,47


PAGE  
9

